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L E I T A R T I K E L

Besitzstand
„Mitarbeitergesprä-
che gehören zu einer
zeitgemäßen
Personalpolitik.“

JEAN-LOU SIWECK

J etzt also auch die DP und Déi
Gréng: Nachdem die Gewerk-
schaft des öffentlichen Diens
tes CGFP in der letzten Legis-

laturperiode den Reformbestre-
bungen von CSV und LSAP so
manchen Dämpfer verpasst hatte,
wurden diese Woche auch die
restlichen regierungsfähigen Par-
teien niedergerungen. Wurde der
Deal „Geld gegen Reform“ vor
wenigen Monaten noch von den
Liberalen als „Scheckheftpolitik“
missbilligt, gaben sie jetzt einer
Einigung mit noch etwas mehr
Geld und noch etwas weniger Re-
form den Segen.

Die Bilanz der CGFP zu den ewigen
Verhandlungen dürfte schlussend-
lich positiv ausfallen. Es wurde eine
Punktwerterhöhung erreicht, wäh-
rend so manche von der Politik ge-
wünschte Neuerung auf ein Mini-
mum runter gehandelt werden
konnte. Vielleicht noch wichtiger:
Bis auf eine Ausnahme auf der
letzten Graden sind ihre 40 Unter-
organisationen der Konföderation
treu geblieben – ein nicht zu unter-
schätzender Punkt für eine Ge-
werkschaft, deren Vorgänger in den
1960er-Jahren an einer ähnlich groß
angelegten Reform zerbrochen war.

Der auffälligste Aspekt der Reform
besteht in der Neuordnung der
Laufbahnen. Doch auch 40 Jahre
nach der Abschaffung des Passa-
ge-Examens wird es möglich blei-
ben, ohne formalen Schulab-
schluss in den Staatsdienst zu
treten. Warum die „Expéditionnai-
re“-Laufbahn nicht um ein Jahr
angehoben wurde, um den Zugang
mit dem Diplomabschluss auf 12e

zu verbinden, ist unverständlich.
Ein verheerendes Signal an poten-
zielle Schulabbrecher.

Die Bewertung der Punktwerter-
höhung fällt schwerer. Nach fünf
Jahren Nullrunde steigen die Ge-
hälter im öffentlichen Dienst An-
fang 2015 um 2,2 Prozent. Im Ko-
alitionsabkommen betonte die Re-
gierung, im Laufe dieser Legisla-
turperiode keine weitere Erhöhung
zugestehen zu wollen. Sollte es
dabei bleiben, sind die 2,2 Prozent

sicherlich zu vertreten. Eine Bilanz
wird aber erst 2018 gezogen.

Die anvisierte Absenkung der An-
fangsgehälter beim Staat wurde
noch weiter verwässert. Auch
künftig werden vor allem weniger
qualifizierte Funktionen beim Staat
erheblich besser entlohnt als beim
privaten Arbeitgeber. Sicher kann
man vertreten, die Fehlentwick-
lung läge bei letzteren. Es bleibt
aber, dass mit dem Ungleichge-
wicht auch der Neid und damit der
Druck auf den öffentlichen Dienst
weiter bestehen wird.

Einen bitteren Nachgeschmack
hinterlässt auch das Gerangel um
die individuelle Bewertung der Ar-
beit der Beamten, auch wenn die
CGFP neuen Disziplinarmaßnah-
men bei offensichtlicher „insuffi-
sance professionnelle“ früh zuge-
stimmt hatte. Mitarbeitergesprä-
che gehören zu einer zeitgemäßen
Personalpolitik, die Arbeitnehmer
nicht nur als mit Schulabschlüs-
sen, Eintrittsexamen und „Stage“
bestückte Roboter sieht, sondern
als Menschen mit unterschiedli-
chen Stärken und Schwächen, de-
ren Motivation und Wohlbefinden
nicht alleine mit dem „Statut“ zu
gewährleisten sind – auch im öf-
fentlichen Dienst.

Mit ihrer hartnäckigen Verteidi-
gung des spezifischen Beamten-
statuts hat die CGFP sicherlich
dazu beigetragen, dass die öffent-
liche Hand nicht der schlechteste
Arbeitgeber in Luxemburg ist. Ein
Personalmanagement, das, neben
dem vereidigten Beamten, auch
den Menschen dahinter berück-
sichtigt, gibt es jedoch kaum in
öffentlichen Verwaltungen. Zum
besten Arbeitgeber im Land hat
die Strategie der CGFP den Staat
somit bei weitem nicht gemacht.

n  jean-lou.siweck@wort.lu

Erdrutsch: provisorische
Straße angedacht
Monnerich. Über eine Woche ist
es nun her, dass der spektakuläre
Erdrutsch an der Monnericher
Bauschuttdeponie stattfand.
Seitdem ist die Straße von
Esch/Alzette nach Monnerich
zum Teil unter unzähligen
Kubikmetern Erdmasse ver-
schwunden. Ein Umstand, der
mehrere Jahre andauern könnte.
Mittelfristig dürfte der Bau einer
neuen Straße demnach die ein-
zige Lösung darstellen, um die
Verbindung wiederherzustellen,
so die derzeitige Einschätzung
von René Biwer, Direktor der
Straßenbauverwaltung gegen-
über dem „Luxemburger Wort“.
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Bayern München muss
gegen „ManU“ ran
Nyon. Im Viertelfinale der
Champions League hat Titelver-
teidiger Bayern München bei der
Auslosung in Nyon mit Man-
chester United eine lösbare
Aufgabe erwischt. Im rein spa-
nischen Duell treffen der FC
Barcelona und Atletico Madrid
aufeinander. Bereits drei Mal
standen sich beide Teams in
dieser Saison gegenüber und je-
des Mal gab es ein Unentschie-
den. Real Madrid trifft auf Bo-
russia Dortmund, während das
Kräftemessen zwischen dem
PSG und dem FC Chelsea Span-
nung verspricht. (LW)
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Erdogan geht gegen
soziale Netzwerke vor
Ankara. In der Nacht vom Don-
nerstag auf Freitag hat das für
Kommunikation zuständige
Ministerium den Zugang zum
Kurznachrichtendienst Twitter
in der Türkei gesperrt. Die
Türkei ist damit das zweite
Land nach China, das Twitter
vollständig aussperrt. Als
Grund für die Sperrung werden
vier Gerichtsentscheidungen
gegen Twitter angegeben. Zu
den Klägern gehörten zwei Mi-
nister Erdogans, die im Dezem-
ber wegen Korruptionsskanda-
len zurücktreten mussten und
gegen den Tweet „Keine Stim-
me für die Diebe“ geklagt hat-
ten. (J.K.)
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Stichwort: Demokratie defizit der EU

„Die EU ist demokratischer als ihre Kritiker denken“
Ein Gespräch über demokratische Mängel und Potenziale / Laut dem Europa-Ex perten Wolfgang Wessels sollte man Schwarz-Weiß-Denken vermeiden

INTERV IEW: CHR ISTOPH BUMB

Wie demokratisch ist die EU? Die
meisten Experten sind sich einig in
der Analyse, dass es in den europäi-
schen Institutionen an direkter de-
mokratischer Legitimität mangelt.
Das sieht auch der renommierte
deutsche Politologe und Europa-Ex-
perte Professor Wolfgang Wessels so.
Der Inhaber des Jean-Monnet-Lehr-
stuhls der Universität Köln rät im LW-
Interview jedoch zu einer differen-
zierten Betrachtung. Man dürfe bei
aller Kritik nicht vergessen, welchen
Mehrwert die EU für die internatio-
nale Zusammenarbeit bedeute. Und
dass es in der EU ein Defizit an De-
mokratie gibt, heiße nicht, dass die
europäischen Nationalstaaten alle-
samt „perfekte Demokratien“ sind.

n  Herr Wessels, hat die EU über-
haupt ein Demokratiedefizit, und
wenn ja, worin äußert es sich?

Die Frage nach dem Demokratie-
defizit ist eine Grundsatzfrage für
jedes politisches System, die also
nicht nur die EU betrifft. In allen de-
mokratischen Staaten herrscht eine
gewisse Unzufriedenheit mit den
politischen Entscheidungsstruktu-
ren vor. Die Kritik der EU ist aber
insofern besonders, als die Ent-
scheidungsprozesse hier ein beson-
deres Maß an Kompromissfähigkeit
zu einem dauernden Ausgleich zwi-
schen verschiedenen nationalen In-
teressen voraussetzen und dann zu
einem hohen Grad an Komplexität
führen. Die auf diese Weise getrof-
fenen Maßnahmen stoßen bei den
Bürgern nicht immer auf großes
Verständnis. Letztlich kommt so das
generelle Gefühl eines besonderen
Defizits an Demokratie zustande.

n  Es gibt ja aber auch die institutio-
nelle Komponente. Das was Politik-
wissenschaftler die „Input“-Demo-
kratie nennen ...

Die Diskussion bezieht sich in der
Tat meistens auf die Input-Seite, das
heißt, dass die EU die Bürger im
Vergleich zu demokratischen Natio-

nalstaaten nicht genug beteilige und
demnach nicht gleichwertig legitim
sei. Ich vertrete die Auffassung, dass
es in der EU zwar Demokratiedefi-
zite gibt, dies aber nicht heißt, dass
andere politische Systeme perfekte
Demokratien sind. Auch die euro-
päischen Staaten haben jeder für
sich erhebliche Demokratiemängel.
Die EU hat allerdings ihrem politi-
schen System entsprechend ein be-
sonders ausgeprägtes Demokratie-
defizit.

n  Viele Kritiker sehen das Haupt-
problem in der Übermacht des Rates
als letztliche Entscheidungsinstanz
gegenüber dem unmittelbar demo-
kratisch legitimierten Parlament.
Würden Sie dem zustimmen?

Ich sehe das nicht so. Zumindest
nicht, wenn man die Entwicklung
der vergangenen zehn Jahre be-
trachtet. Mit dem Lissaboner Ver-
trag wurden die Rechte und Zu-
ständigkeiten des Europäischen
Parlaments erneut erheblich aufge-
wertet und seine legislativen Funk-
tionen wurden auch schon davor
stetig erweitert. Und auch Mitglie-
der des Europäischen Rats und des
Ministerrats sind uns ja nicht von
außen oktroyiert worden, sondern
diese Organe versammeln die auf
nationaler Ebene einwandfrei de-
mokratisch legitimierten Regierun-
gen. Das sollte man bei aller Grund-
satzkritik nicht vergessen. Viele
Bürger denken ja bei der Reprä-
sentation immer noch national. Das
heißt, sie fühlen sich eher von ihrer
Regierung vertreten als von dem
ebenso demokratisch legitimierten
Parlament in Straßburg.

n  Das heißt, solange es kein euro-
päisches oder zumindest stärker eu-
ropäisch denkendes Volk gibt, gibt es
auch kein Mehr an Demokratie?

Auf absehbare Zeit wird eine nur
begrenzte Identität als Europäer ein
Problem darstellen. Dass die poli-
tischenKerndebattenmeistens nicht
gemeinsam, sondern oft noch nach
innerstaatlichen Konfliktlinien ge-

führt werden, ist aber auch keine Ei-
genheit der EU. Auch auf nationa-
ler Ebene gibt es diverse politische,
regionale und soziale Öffentlichkei-
ten, in denen die politischen De-
batten geführt werden, ohne dass
dadurch die Demokratie gefährdet
ist. Eine europäische Öffentlichkeit
lässt noch auf sichwarten. Es ist aber
auch die Aufgabe der Medien, kri-
tisch, aber nicht einseitig über die
europäische Politik zu berichten.
Man sollte sich nicht nur auf die
Skandale und Symptome von Fehl-
entwicklungen konzentrieren, son-
dern immer den großen Kontext des
eigentlichen Mehrwerts der EU be-
rücksichtigen. Dieser besteht darin,
dass sich eine Union von ak-
tuell 28 Staaten, also ein ganzer
Kontinent der dauerhaften, institu-
tionellen Kooperation verschrieben
hat, um zentrale Probleme gemein-
sam anzugehen.

n  Wo ist die EU denn besonders un-
demokratisch?

Das kommt natürlich immer auf die
Perspektive an. EU-Föderalisten
würden sagen, dass der Europäi-

sche Rat besonders undemokra-
tisch ist, weil dort oft hinter ver-
schlossenen Türen Grundsatzent-
scheidungen getroffen werden, die
für die Mitgliedstaaten bindend
sind. Souveränisten argumentieren
genau umgekehrt, nämlich, dass im
Grunde nur die nationalen Regie-
rungen wirklich demokratisch legi-
time Entscheidungen treffen kön-
nen. Letztlich trifft die klassische
Kritik der Föderalisten nicht zu,
denn nicht nur in der EU, sondern
auch auf nationaler Ebene werden
viele Entscheidungen hinter ver-
schlossenen Türen getroffen. So
findet die Abstimmung über we-
sentliche politische Richtlinien oft
nicht im Parlament und auch nicht
in einer Kabinettssitzung statt, son-
dern in informellen Kreisen. Ich
denke da etwa an die in allen Län-
dern üblichen Kabinettsklausuren,
wo unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit, oft in irgendeinem Schloss,
über die Ausrichtung der Regie-
rungspolitik vor-entschieden wird.
Diese Gremien sind nirgendwo in
der Verfassung eines Staates er-
wähnt und spielen in der Verfas-
sungsrealität dennoch eine wichtige
Rolle. Auch in der EU ist das der
Fall. Anders geht es oft scheinbar
auch nicht.

n  Wo ist die EU besonders demokra-
tisch?

Die EU ist sicher demokratischer als
viele ihrer Kritiker denken. Ein
wichtiger Punkt ist die Tatsache,
dass die EU-Institutionen durch
starke Mechanismen gegenseitiger
Kontrolle geprägt sind. Durch die-
ses System der „Checks and Balan-
ces“ lässt sich auch ein hoher Grad
an Legitimität herstellen. Anderer-
seits wird dadurch der Entschei-
dungsprozess auch sehr kompliziert
und lässt sich am Ende durch die
Bürger schwerer nachvollziehen.
Hinzu kommt, dass die Entschei-
dungen auf europäischer Ebene
letztlich doch sehr transparent ge-
troffen werden. Dass das nicht von
allen Bürgern so wahrgenommen
wird, liegt auch daran, dass sich

nicht jeder Bürger im Detail mit den
Ergebnissen europäischer Politik
beschäftigt, und auch nicht beschäf-
tigen kann. Um die Einzelheiten ei-
ner politischen Entscheidung und
ihre Entstehungsweise nachzuvoll-
ziehen, bedarf es ja schon auf natio-
naler Ebene eines beträchtlichen
Vorwissens und vor allem auch der
nötigen Zeit.

n  Geht eine Demokratisierung der EU
also nur über den Weg der Parlamen-
tarisierung?

Der Trend der vergangenen Jahre
geht jedenfalls in diese Richtung.
Das Parlament hat ein essenzielles
Mitsprache- und Mitentschei-
dungsrecht etwa was die Wahl des
Kommissionspräsidenten und die
Zusammensetzung der Kommission
betrifft. Und die Abgeordneten ma-
chen auch von ihrem Recht regel-
mäßig Gebrauch. Das ist ein wich-
tiger Faktor auf dem Weg zu einer
parlamentarisch und damit demo-
kratisch legitimierten Exekutive. Die
Europäische Kommission ist aber
nicht nur vom Parlament, sondern
bei der Wahl auch von den Mit-
gliedstaaten abhängig. Das bringt
das politische System der EU als
System „sui generis“, also eigener
Art, nun mal mit sich. Das politi-
sche System der EU hat einen ganz
besonderen Charakter, der im Ver-
gleich zu anderen möglichen For-
men, politische Entscheidungen zu
treffen, auch positiv zu sehen ist.
Der Mehrwert der EU als einzigar-
tige, weil integrative und rechts-
staatliche Form der internationalen
Zusammenarbeit, kommt für mich
bei der oberflächlichen Kritik des
Demokratiedefizits der EU jeden-
falls eindeutig zu kurz.

n  Wie bewerten Sie in dieser Hin-
sicht die Einführung von Spitzenkan-
didaten für die Europawahlen?

Wenn das zu einer wirklich euro-
päischen Debatte beiträgt, geht das
in die richtige Richtung. Der Trend
der Parlamentarisierung geht da-

durch mit einer meiner Meinung
nach ebenso sinnvollen Personali-
sierung einher. Denn viele Wähler
wählen letztlich Personen und die
damit verbundene politische
Grundrichtung. Was am Ende dabei
für das EP und die Legitimierung der
Kommission heraus kommt, ist eine
andere Frage. Denn erstens ist noch
nicht ausgemacht, wer das Rennen
macht. Und auch die Abstimmung
im neu gewählten Parlament ver-
spricht, spannend zu werden. Die
großen Parteien werden sich näm-
lich mangels eigenständiger Mehr-
heit wohl oder übel verständigen
müssen. Der dann zur Wahl ge-
stellte Kandidat für den Posten des
Kommissionspräsidenten braucht
nicht nur das Vertrauen seiner
Fraktion, sondern einer absoluten
Mehrheit des ganzen Parlaments. Im
Sinne der Demokratie bleibt jeden-
falls zu hoffen, dass die Wähler in
ganz Europa am Ende nachvollzie-
hen können, dass sie mit ihrer Wahl
einen Einfluss auf zentrale politi-
sche Entscheidungen hatten.

n  Welche Konzepte gibt es noch, um
das Demokratiedefizit zu reduzieren?

Ein Mittel ist die Europäische Bür-
gerinitiative, die bisher zugegebe-
nermaßen nicht richtig funktio-
niert. Und auch die weitere Parla-
mentarisierung der EU ist ein Weg
zu mehr Demokratie. Ansonsten
sind die Mittel, durch institutionel-
le Reformen Demokratie herzustel-
len, sehr begrenzt. Das liegt in der

Natur der politischen Konstruktion
der europäischen Institutionen. Ge-
nerell müssen die Akteure auf der
europäischen Ebene mehr tun, da-
mit die oftmals auf schwierigen
Kompromissen beruhenden Ent-
scheidungen auch als solche bei den
Bürgern ankommen. Es gibt hier ei-
ne Reihe von Missverständnissen.
Andererseits sind auch die Bürger
in der Bringschuld, sich besser über
europäische Sachverhalte zu infor-
mieren. Das merke ich oft an mei-
nen Studenten, die die EU-Politik
auf der Basis mangelnden Grund-
lagenwissens kritisieren. Das gene-
relle Unverständnis gegenüber der
Art und Weise, wie auf europäi-
scher Ebene Entscheidungen ge-
troffen werden, ist für mich jeden-
falls ein zentraler Aspekt des De-
mokratiedefizits in der EU.

n  Was sagen Sie zu der vor allem
von rechts vorgebrachten Idee, dass
eine Demokratisierung der EU letzt-
lich nur durch eine Re-Nationalisie-
rung erreicht werden kann?

Die dahinter stehende Vorstellung
ist insofern nicht einfach zur Seite
zu legen, als bei aller Integration da-
rauf geachtet werden muss, dass die
nationalen Parlamente und die Bür-
ger in allen Mitgliedstaaten mitge-
nommen werden. Ich bezweifle
aber, dass durch eine Re-Nationa-
lisierung die Probleme in Europa
besser gelöst werden können. Die
politischen und wirtschaftlichen
Vorteile gemeinsamer politischer
Projekte liegen auf der Hand. Das
wissen auch viele Kritiker der EU.
Auch sie haben letztlich kein Inte-
resse an einer Rückkehr in eine Zeit,
in der die Interessen von 28 Staaten
ungefiltert aufeinander treffen und
man in schwierigen bilateralen Ver-
handlungen seine Position jedes Mal
von neuem durchsetzen muss. Der
Fakt, dass es überhaupt ein euro-
päisches Projekt und ein gemeinsa-
mes Leben in Frieden und Freiheit
gibt, ist letztlich für alle Staaten der
größte Gewinn an Demokratie, den
es überhaupt gibt.

Rät zur differenzierten Kritik: der Po-
litologe und Europa-Experte Wolf-
gang Wessels. (FOTO: UNIVERSITÄT KÖLN)

Oft im Mittelpunkt der Kritik: der nur indirekt demokratisch legitimierte Europäische Rat. (FOTO: EUROPÄISCHER RAT)„ Das Unver-
ständnis

gegenüber der
Funktionsweise der
EU ist für mich ein
zentraler Aspekt des
Demokratiedefizits.“
Professor Wolfgang Wessels

D R E I F R A G E N A N

Cora Pfafferott. Die Sprecherin von „Democracy
International“ setzt sich für eine umfassende Demo-
kratisierung der EU-Institutionen ein. Sie spricht
sich für mehr Bürgerinitiativen aus und fordert ei-
nen Europäischen Konvent, der die Bürger und die
europäische Zivilgesellschaft stärker miteinbezieht.

1
Worin besteht für Sie das
Demokratiedefizit der EU?

Es gibt gleich mehrere Baustellen.
Wenn man Demokratie als eine
Legitimationskette begreift, dann
ist diese Kette in der EU eindeutig
zu lang. Generell ist der Einfluss
der nationalen Regierungen im
Vergleich zur gewählten europäi-
schen Legislative zu groß. Das Eu-
ropäische Parlament ist im EU-
System noch immer nur ein Mit-
entscheider. In einem legitimen
parlamentarisch-demokratischen
System muss aber das Volk der
Souverän und das Parlament das
alleinige oder zumindest das
hauptsächliche Gesetzgebungs-

organ sein. Hinzu kommt die Tat-
sache, dass die Bürger der Mit-
gliedstaaten über zu wenig direkte
Möglichkeiten zur Mitsprache
verfügen. Wir sind jedenfalls da-
von überzeugt, dass das Volk we-
sentliche Einflussmöglichkeiten
auf die politische Richtung und
auch auf die Gesetzgebung haben
soll. Das gilt – bei allen Besonder-
heiten des europäischen Konst-
rukts – natürlich auch für die EU.

2
Welche Reformen schlagen Sie
vor?

Das Ziel, das wir als unabhängige
internationale Organisation ver-
folgen, ist das eines Europäischen

Konvents, der laut EU-Verträgen
bei Vertragsänderungen grund-
sätzlich vorgesehen ist. Anders als
beim letzten Konvent im Vorfeld
der Erarbeitung der Europäischen
Verfassung fordern wir dabei aber
eine breite und tatsächliche Ein-
beziehung der Bürger und der
Zivilgesellschaft. Nur durch eine
stärkere Beteiligung der Bürger
kann man die EU auf neue, demo-
kratischere Beine stellen. Zudem
müssen wir uns Gedanken machen,
wie wir eine derartige Form der
demokratischen Willensbildung
institutionalisieren können. Gene-
rell kann es nicht nur um die wei-
tere – und notwendige – Stärkung
des Parlaments gehen. Auch au-
ßerparlamentarisch gibt es noch
viele unausgeschöpfte Potenziale
für mehr Demokratie in der EU.
Wir als Democracy International
fordern jedenfalls mehr direkte,
unmittelbare und verbindliche
Partizipationsformen für die
europäischen Bürger.

3
Was sind in diesem Sinn die
Potenziale der Europäischen

Bürgerinitiative?

Die Bürgerinitiative ist ein wichti-
ges Instrument zur Herstellung
von mehr demokratischer Legiti-
mität. Allerdings müssen wir auf
die politische Verbindlichkeit der
erfolgreichen Initiativen pochen.
Es nützt nichts, wenn sich die
Bürger am politischen Prozess be-
teiligen können, ihr Engagement
am Ende aber keine greifbaren
Konsequenzen hat. Solche Instru-
mente, die ja beweisen, dass es ein
gesamteuropäisches Engagement
von Bürgern aus allen Ecken des
Kontinents gibt, können auch dazu
beitragen, dass so etwas wie eine
gemeinsame europäische Öffent-
lichkeit entsteht, die ja letztlich die
Voraussetzung für eine wahrhaft
demokratische Form der Politik
in Europa ist.

n  Interview: Christoph Bumb

Lothringen 1914:
Die vergessene Front
Nancy. In der Erinnerungsarbeit
hatten sie über Jahrzehnte kei-
nen Platz, und sogar in histori-
schen Darstellungen des Ersten
Weltkriegs werden sie oft über-
gangen: die Schlachten, die im
Sommer 1914 zwischen deut-
schen und französischen Trup-
pen in Lothringen geschlagen
wurden und Hunderttausende
Opfer forderten. In zwei Aus-
stellungen im Musée Lorrain
und im Musée des Beaux-Arts
von Nancy stehen die für die
weitere Kriegsentwicklung be-
deutenden Ereignisse von da-
mals im Mittelpunkt. (JLS)
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